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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Landwirtschaft und Umweltschutz

Nach dem 1991 in Kraft getreten Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer ist es
Bauernbetrieben, die eine erhebliche Anzahl an Schweinen oder Rindvieh halten,
erlaubt, das häusliche Abwasser des Bauernbetriebes nicht in die öffentliche
Kanalisation zu leiten, sondern es stattdessen der Gülle beizumischen und für den
landwirtschaftlichen Betrieb zu nutzen.
Dass diese Möglichkeit Schweine- und Rindviehhaltern vorbehalten war, wollte Andreas
Aebi (svp, BE) mit Hilfe der Motion „Anpassung des Gewässerschutzgesetzes an die
heutige Nutztierhaltung“ ändern. In der modernen Landwirtschaft gäbe es immer mehr
Betriebe, welche Schafe, Ziegen oder Pferde in grosser Anzahl halten und auch davon
profitieren würden, wenn sie ihr Abwasser der Gülle beigeben könnten und somit keine
Abwasserkosten bezahlen müssten. Auch müsste das Wasser ansonsten in vielen Fällen
zugekauft werden, was bedeute, dass Trinkwasser der Gülle beigeführt würde. Der
Bundesrat empfahl das Anliegen aus drei Gründen zur Ablehnung: Da menschliche
Fäkalien ein bekannter Verbreiter von Krankheiten seien, steige das Risiko einer
Verschmutzung mit Erregern mit der Häufigkeit der landwirtschaftlichen Verwendung
von menschlichen Fäkalien. Weiter seien die Ausscheidungen von den genannten
Tierarten viel trockener als der Mist von Kühen und Schweinen, was die Herstellung von
Gülle mit ihrem Kot erschwere. Und letztlich sei ein grösserer Kontrollaufwand
notwendig, wenn mehr Bauernbetriebe das eigene Abwasser für die landwirtschaftliche
Produktion verwenden dürfen. 
In der eher kurzen Diskussion im Rat wurde auch kritisiert, dass der Motionstext einen
konkreten Textvorschlag mache, welcher keine Ausnahmen mehr möglich gemacht
hätte. Nach einem Votum von Bastien Girod (gp, ZH), welcher vorschlug, dass der
Ständerat den Motionstext später so anpassen könne, dass zwar die Forderung
unverändert bliebe, die Formulierung des Anliegens aber praktikabler würde, entschied
der Nationalrat die Motion mit 144 zu 32 Stimmen anzunehmen (17 Enthaltungen). 1

MOTION
DATUM: 12.03.2015
LAURA SALATHE

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Le Conseil national a adopté, par 118 voix contre 53, une motion de sa CEATE-CN,
combattue par Bastien Girod (pe, ZH), qui demandait au gouvernement de veiller, par
une révision des textes de loi idoines, à ce que les dommages causés aux engins de
pêche des pêcheurs professionnels par des cormorans issus de colonies situées dans
des zones protégées, fassent l'objet d'une indemnisation par la Confédération et les
cantons. La motion demandait également une régulation de la population de ces
oiseaux piscivores dans certaines zones protégées, ainsi que le raccourcissement de la
période de protection du 1er mars au 31 août. Au sujet de la déclaration de l' OFEV de l'
année 2008 qui encourageait le tir des comorans, voir ici. 2

MOTION
DATUM: 08.09.2009
ELIE BURGOS

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Motion
seiner UREK zur Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für Investitionskontrollen bei
kritischen Infrastrukturen. Die grosse Kammer folgte dabei mit 138 zu 41 Stimmen bei
10 Enthaltungen einem Antrag Girod (gp, ZH) zwecks Rückweisung der Motion an die
Kommission. Wie Girod im Rat erklärte, sei man in der UREK-NR durch informelle
Gespräche zum Schluss gekommen, dass die ursprüngliche parlamentarische Initiative
Badran (sp, ZH; Pa.Iv. 16.498) der bessere Weg sei, um hiesige zentrale Infrastrukturen
vor der Kontrolle durch ausländische Investoren zu schützen. Es dürfe aufgrund dieser
Kommissionsmotion nicht zu einer weiteren Verzögerung der parlamentarischen
Initiative Badran kommen, da zeitnahes Handeln geboten sei. Eine gescheiterte SP-
Minderheit Nordmann (sp, FR) hatte gar verlangt, die Motion ganz abzulehnen, um der

MOTION
DATUM: 16.12.2020
MARCO ACKERMANN
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Kommission das klare Signal zu geben, sich direkt mit der von beiden Kommissionen
angenommenen und von der Verwaltung vorbereiteten parlamentarischen Initiative zu
beschäftigen. Doch auch mit der Rückweisung wird sich die Kommission wieder
vorrangig mit der sistierten und weiter fortgeschrittenen Forderung Badran
beschäftigen müssen. 3

Kernenergie

En 2007, une recherche du Registre allemand du cancer de l’enfant a conclu à un
risque accrû de leucémie chez les enfants vivant dans un rayon de cinq kilomètres
autour d’une centrale nucléaire. La publication de ces résultats dans la presse suisse au
printemps a suscité un émoi certain en plein débat sur la place du nucléaire dans la
stratégie énergétique suisse. Afin de disposer d’informations comparables sur la Suisse,
Les chambres ont approuvé une motion Rudolf Rechsteiner (ps, BS) chargeant le
Conseil fédéral de commander à des experts indépendants une étude sur la leucémie
chez les enfants vivant à proximité des centrales nucléaires suisses. Dans le même
registre, le Conseil national a transmis au Conseil fédéral un postulat Hans-Jürg Fehr
(ps, SH) lui donnant mandat de faire analyser les effets du rayonnement de faible
intensité émis par les installation nucléaires sur les humains, les animaux et les plantes.
Le Conseil national a également adopté, sans discussion, un postulat Girod (pe, ZH)
allant dans le même sens que la motion Rechsteiner. 4

MOTION
DATUM: 18.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Alternativenergien

Im Februar 2021 beantragte die UREK-NR mit 13 zu 6 Stimmen bei 4 Enthaltungen, eine
Motion Fässler (cvp, AI) für den Erhalt und Ausbau von Biomasseanlagen anzunehmen
und damit dem Entscheid des Ständerats zu folgen. Biomasseanlagen könnten einen
wichtigen Beitrag zum Zubau von einheimischer erneuerbarer Energie leisten und
besonders auch im Winterhalbjahr zur Stromversorgungssicherheit beitragen,
argumentierte die Kommission. Da allerdings die Gestehungskosten (Produktions- und
Kapitalkosten) im Vergleich zu anderen Technologien deutlich höher ausfallen, wollte
eine Mehrheit der Kommission geeignete Massnahmen prüfen und gegebenenfalls
implementieren, die die finanziellen Hindernisse verringern könnten. Sie verwies dabei
auch auf laufende Arbeiten in Zusammenhang mit der parlamentarischen Initiative
Girod (gp, ZH; Pa.Iv. 19.443), in welcher die Kommission die Einführung eines
Betriebskostenbeitrages für die Stromerzeugung aus Biomasseanlagen vorgeschlagen
hatte. 

In der Frühjahrssession 2021 folgte der Nationalrat diesem Kommissionsantrag und
nahm die Motion stillschweigend an. Kommissionssprecherin Priska Wismer-Felder
(mitte, LU) und Kommissionssprecher Pierre-André Page (svp, FR) strichen die Vorteile
von Biomasseanlagen hervor, die erstens einen wichtigen Beitrag zur Produktion an
erneuerbarem, sauberem und stabilem Strom liefern, zweitens mit der Verwertung von
organischen Abfällen den Nährstoffkreislauf schliessen und drittens mit der Reduktion
der Ammoniakemission in der Landwirtschaft zusätzlich zur Erreichung der Klimaziele
beitragen könnten. Allerdings würden diese Technologien hohe Betriebskosten
aufweisen und die Unterstützungsmassnahmen unterschiedlichste Gesetzesgrundlagen
– nebst dem EnG, wo die parlamentarische Initiative Girod ansetzt, auch solche im
Bereich der Raumplanung oder der Landwirtschaft – betreffen, weshalb nach Ansicht
der Kommission eine gesamtheitliche Betrachtung der Geothermieförderung im
Rahmen dieser Motion wünschenswert sei. Energieministerin Simonetta Sommaruga
erläuterte im Rat, dass der Bundesrat grundsätzlich die gleichen Ziele vor Augen habe
und die Stromproduktion aus Biomasse ebenfalls fördern möchte. Sie verwies dazu
erstens auf die vorgesehenen Massnahmen im Zusammenhang mit der Revison des EnG,
welche unter dem Mantelerlass für eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren
Energien ab 2023 Investitionsbeiträge in der Höhe von bis zu 60 Prozent der Kosten für
Neubauten, Erweiterungen und Erneuerungen bestehender Biomasseanlagen vorsehe.
Zweitens deutete die Energieministerin auf die bereits im revidierten CO2-Gesetz
eingebauten Massnahmen für die Förderung von Biomasseanlagen im Wärmesektor
sowie im Bereich der Produktion von erneuerbaren Gasen hin. Drittens seien die
Arbeiten für die angenommene Motion von Siebenthal (svp, BE; Mo. 19.3277) im Gange
und die nationalrätliche UREK habe viertens im Zusammenhang mit der bereits
genannten parlamentarischen Initiative Girod zusätzlich zu den Investitionsbeiträgen
auch Betriebskostenbeiträge vorgesehen. Der Bundesrat hatte ursprünglich die
Ablehnung dieser Motion beantragt, war mittlerweile aber zum Schluss gekommen, dass

MOTION
DATUM: 10.03.2021
MARCO ACKERMANN

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



sich das Begehren mit den ohnehin bereits laufenden Arbeiten deckte. Daher hielt er
nicht mehr an seiner Ablehnungsempfehlung fest, worauf der Nationalrat die Motion
stillschweigend annahm. 5

Umweltschutz

Klimapolitik

Eine bürgerliche Mehrheit der UREK-NR störte sich an den Bestimmungen des neuen
CO2-Gesetzes, demgemäss 100% der erforderlichen CO2-Reduktionen bis 2020 (-20%
im Vergleich zu 1990) im Inland erfolgen sollen. Sie lancierte deswegen eine – von einer
starken linken Minderheit abgelehnte – Kommissionsmotion zur Änderung des CO2-
Gesetzes, mit welcher erlaubt werden soll, 50% aller Emissionsreduktionen oder mehr
im Ausland zu tätigen. Nur so könne das bereits jetzt ehrgeizige Reduktionsziel von 20%
oder gar mehr tatsächlich auch erreicht werden. Die Kommissionsmehrheit hob in ihrer
Argumentation hauptsächlich die Preisunterschiede einer Tonne CO2 im In- und
Ausland hervor: Der Erwerb ausländischer CO2-Zertifikate sei um einiges preiswerter,
was den Anreiz zur CO2-Reduktion im Ausland stark erhöhe. Anstoss zur Motion gab
eine Kommissionssitzung im April 2015, an der die UREK-NR Kenntnis vom Bericht in
Erfüllung eines Postulats Girod (gp, ZH) nahm. In besagtem Bericht zu "Kosten und
Potenzial der Reduktion von Treibhausgasen in der Schweiz" erachtete der Bundesrat
die Erreichung des inländischen Reduktionsziels durch die Verschärfung bestehender
Massnahmen im Grunde als möglich, wies jedoch auch Mehrkosten für alle betroffenen
Bereiche – Industrie und Dienstleistungen, Verkehr und Wohngebäude – aus. Im
erstberatenden Nationalrat fand das Anliegen der UREK-NR, die mit 12 zu 10 Stimmen
bei 3 Enthaltungen für ihre Motion warb, mit Ausnahme zweier CVP-Vertreter keine
Zustimmung über die SVP und die FDP hinaus, womit das Anliegen mit 73 gegen 106
Stimmen bei 4 Enthaltungen scheiterte. Ausschlaggebend für diesen Entscheid mögen
die Überlegungen der Bundesrätin und des Sprechers der Kommissionsminderheit,
Roger Nordmann (sp, VD), gewesen sein: Es sei wenig sinnvoll und für die betroffenen
Akteure verwirrend, eine bis 2020 geltende Regelung per 2018 – dem erwarteten
Termin zum Inkraftsetzen einer entsprechenden Gesetzesanpassung – zu ändern.
Bundesrätin Leuthard stellte ferner in Aussicht, dass eine im Folgejahr in
Vernehmlassung zu schickende Vorlage zur Regelung der Reduktionsziele bis 2030
Massnahmen zur CO2-Reduktion im Ausland vorsehen werde. 6

MOTION
DATUM: 14.09.2015
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Eine im „European Journal of Cancer“ erschienene Studie zeigte auf, dass in
Deutschland ein erhöhtes Risiko für Krebs bei Kindern unter fünf Jahren besteht, wenn
diese innerhalb eines Umkreises von fünf Kilometern eines Atomkraftwerkes (AKW)
wohnen und gab damit Anstoss zu einem Postulat Girod (gp, ZH) (Po. 07.3821) und einer
Motion Rechsteiner (sp, BS) im Nationalrat. Ersterer beauftragte den Bundesrat, auch
für die Schweiz eine vergleichbare Studie durchzuführen. Die Motion ging einen Schritt
weiter und verlangte auch die Untersuchung der Krebsraten von Erwachsenen im
Umfeld von AKWs. Ausserdem sollte ein Studienprogramm der Frage nachgehen,
inwiefern sich die radiologische Wirkung von Atomanlagen von der künstlichen
Strahlung unterscheidet. Der Nationalrat nahm das Postulat sowie denjenigen Teil der
Motion an, dessen Inhalt sich mit demjenigen des Postulates deckte . 7

MOTION
DATUM: 18.12.2008
LINDA ROHRER

1) AB NR, 2016, S. 330 ff.
2) BO CN, 2009, p. 1360 ss.
3) AB NR, 2020, S. 2619 f.
4) BO CN, 2008, p. 1006 (Girod, Po. 07.3821); BO CN, 2008, p. 1957 (Fehr, 08.3475); BO CN, 2008, p. 466; BO CN, 2008, p.
466 (Rechsteiner) et 1957 (Fehr); BO CE, 2008, p. 1048.;  BO CN, 2008, p. 1006; TA, 11.1.08; AZ, 23.2.08; BaZ, 28.2.08
(recherche).
5) AB NR, 2021, S. 379 ff.; Bericht UREK-NR vom 23.02.21
6) AB NR, 2015, S. 1531 ff.
7) AB NR, 2008, S. 1006 (Postulat); AB NR, 2008, S. 466 (Motion)
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